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Stadt Ostheim v.d.Rhön

BEKANNTMACHUNG
Hinweis auf die Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Rhön-Grabfeld

gemäß Art. 24 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG)

In der öffentlichen Sitzung der Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes "Obere Streu" vom
05.07.2022 wurde die Haushaltssatzung des Abwasserzweckverbandes "Obere Streu" für das
Haushaltsjahr 2022 gem. Art. 41 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (Komm26) i. V.
m. Art. 65 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GO) beschlossen. Diese wurde mit Schreiben des Landratsamtes
Rhön-Grabfeld vom 18.07.2022, AZ 2.1 - 9410 - 2022 nach rechtsaufsichtlicher Behandlung ohne

Beanstandungen zurückgegeben. Die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 enthält keine

genehmigungspflichtigen Bestandteile.

Die Haushaltssatzung und der Genehmigungsvermerk des Landratsamtes Rhön-Grabfeld wurden im

Amtsblatt für den Landkreis Rhön-Grabfeld Nr. 27 vom 13.10.2022 amtlich bekannt gemacht.

Fladungen, 13.10.2022
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Gemeinde Sondheim v.d.Rhön

BEKANNTMACHUNG
Hinweis auf die Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Rhön-Grabfeld

gemäß Art. 24 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG)

In der öffentlichen Sitzung der Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes "Obere Streu" vom
05.07.2022 wurde die Haushaltssatzung des Abwasserzweckverbandes "Obere Streu" für das

Haushaltsjahr 2022 gem. Art. 41 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i. V.
m. Art. 65 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GO) beschlossen. Diese wurde mit Schreiben des Landratsamtes
Rhön-Grabfeld vom 18.07.2022, AZ 2.1 - 9410 - 2022 nach rechtsaufsichtlicher Behandlung ohne

Beanstandungen zurückgegeben. Die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 enthält keine

genehmigungspflichtigen Bestandteile.

Die Haushaltssatzung und der Genehmigungsvermerk des Landratsamtes Rhön-Grabfeld wurden im

Amtsblatt für den Landkreis Rhön-Grabfeld Nr. 27 vom 13.10.2022 amtlich bekannt gemacht.

Fladungen, 13.10.2022

Thilo Wehner
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GEMEINDE
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Körperschaft des öffentlichen Rechts

__

BEKANNTMACHUNG

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zur
1. Erweiterung des Bebauungsplans

„Am Balz", OT Stetten

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für die 1. Erweiterung des
Bebauungsplans „Am Balz", OT Stetten der Gemeinde Sondheim v.d.Rhön

Die Gemeinde Sondheim v.d.Rhön hat mit Beschluss vom 20.10.2022 den
Bebauungsplan als Satzung beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit gemäß & 10
Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser
Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. Jedermann kann den
Bebauungsplan mit der Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung über
die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits-
und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und aus
welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht
kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, bei der
Verwaltungsgemeinschaft Ostheim v.d.Rhön, Zimmer 5, Anschrift: Marktstraße 24 in
97645 Ostheim v.d.Rhön, während folgender Zeiten, Montag: 08:00 - 12:00 Uhr,
Dienstag: 08:00 - 12:00 und 14:00 - 16:00 Uhr, Donnerstag: 08:00 - 12:00 und
14:00 - 16:00 Uhr, Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr einsehen und über deren Inhalt
Auskunft verlangen.

Zusätzlich können die Unterlagen unter folgendem Link aufgerufen werden:

https://www.sondheim.de/rathaus-buerger/aktuelles/bekanntmachungen

https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal/index.htm!

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des
8 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden demnach:

1. eine nach $ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des $ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans,



GEMEINDE

SONDHEIM v.d.Rhön
ul.

Körperschaft des öffentlichen Rechts

3. nach $ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des
Abwägungsvorgangs und

4. nach $ 214 Abs. 2a BauGB im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber der Stadt geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf
die Vorschriften des $ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen.
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den 88 39 bis 42 BauGB
eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit
des Anspruches herbeigeführt wird.

Sondheim v.d.Rhön, 25.10.2022

Gemeinde
Sondheim v.d.Rhön
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GEMEINDE

WILLMARS
Körperschaft des öffentlichen Rechts

Kommunales Förderprogramm
der Gemeinde Willmars

für Investitionen zur Wiederbelebung von alten und
leerstehenden Anwesen

Die Gemeinde Willmars gewährt eine Förderung für Investitionen zur Erhaltung und Wieder-
belebung von alten leerstehenden Anwesen im ausgewiesenen Gemeindegebiet und den Ge-
bieten der Ortsteile Völkershausen und Filke, um sie für Wohnzwecke wieder nutzbar zu ma-
chen.

Damit soll eine Abwanderung in die Neubaugebiete und eine Verödung der Altortbereiche und
der alten Baugebiete verhindert werden.

81
Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich des Förderprogramms umfasst alleWohngebäude und Neben-
gebäude in der Gemeinde Willmars und deren Ortsteile, die älter als 40 Jahre sind und min-
destens 6 Monate ungenutzt sind. Die genaue Abgrenzung für jeden Ortsteil erfolgt nach den

beiliegenden Lageplänen (Anlage 1 bis 3).

82
Gegenstand der Förderung

(1) Förderfähig sind Umbau- und Modernisierungsmaßnahmen an privaten, leerstehenden
Wohngebäuden, die zu Wohnzwecken wiederhergerichtet werden.

(2) Maßnahmen zur Schaffung von Wohnraum ins sonstigen Gebäuden, z. B. Scheunen oder
Ställe, unterliegen Einzelfallentscheidungen.

(3) Der Leerstand und das Baujahr sind bei Antragstellung nachzuweisen oder auf geeignete
Art glaubhaft zu machen.

(4) In den Fällen, in denen die vorhandene, leerstehende Bausubstanz nicht saniert, sondern
abgebrochen werden soll, kann auch ein Ersatzneubau an gleicher Stelle gefördert wer-
den, sofern er sich in das Ortsbild einfügt. Beim Neubau werden die in $ 3 Abs. 4 genannten
Kriterien gefördert.

(5) Grundsätzlich ist nur eine Förderung pro Grundstück möglich. Erstreckt sich die Wohnnut-
zung im Einzelfall über mehrere Flurstücke, so wird die Förderung in diesem Fall einmal
gewährt.

(6) Die Nutzung des Gebäudes hat nach der Bewilligung mindestens zehn Jahre lang so zu

erfolgen, wie es nach den Antragsunterlagen geplant war und nach den Förderrichtlinien
1



zulässig ist. Die Frist beginnt mit dem Einzug In die Wohnung. Sollte innerhalb dieser Frist
eine Weiterveräußerung erfolgen oder das Gebäude einer anderen Nutzung zugeführt
werden, so ist der Zuschuss anteilig zu erstatten. Von der Rückforderung wird abgesehen,
wenn der Käufer das Gebäude auch zu Wohnzwecken nutzt und die Nutzungsverpflichtung
des Vorbesitzers übernimmt.

83
Fördervoraussetzungen/Förderfähigkeit

(1) Das dem Förderantrag zugrundeliegende Gebäude muss mindestens sechs Monate unge-
nutzt und mindestens 40 Jahre alt sein. In begründeten Einzelfällen ist auch eine Förde-
rung von bewohnten Gebäuden möglich, wenn dadurch ein drohender Leerstand vermie-
den werden kann. Ob ein begründeter Einzelfall vorliegt, entscheidet die Gemeinde Will-
mars.

(2) Antragsberechtigt ist jede natürliche Person, die Eigentümer oder Erbbauberechtigter ei-
nes förderfähigen Grundstückes ist.

(3) Gefördert werden nur solche Projekte, mit deren Bau noch nicht begonnen wurde. Als
Maßnahmenbeginn gelten jegliche baulichen Veränderungen seit Eintritt des Leerstandes,
nachgewiesen durch das Datum der ersten Auftragsvergabe bzw. im Falle der Eigenarbeit
das Datum der ersten Materialbeschaffung. Ausgenommen sind kleinteilige Bauerkundun-
gen und Planungsleistungen, sowie begonnene Maßnahmen (z. B. zur Verkehrssicherung
des Gebäudes), welche von der Stadt schriftlich freigegeben wurden.

(4) Gefördert werden Maßnahmen zur Erhaltung und Gestaltung der vorhandenen Bausub-
stanz. Insbesondere Maßnahmen an Sockel und Fassaden einschließlich Fenster und Tü-
ren, Dächern einschließlich Dachaufbauten, Hoftore, Hofeinfahrten, Einfriedungen, orts-
typische Außentreppen. Des Weiteren Ersatzbauten, wenn die Erhaltung und Gestaltung
der vorhandenen Bausubstanz unmöglich oder wirtschaftlich nicht mehr vertretbar ist.

(5) Soweit Gebäude im Sinne von Abs. 1 abgebrochen werden und dafür ein Ersatzgebäude
errichtet wird, so ist dies auch im Einzelfall förderfähig.

54
Höhe der Förderung

(1) Der Zuschuss wird auf maximal 20% der förderfähigen Kosten, jedoch höchstens auf
10.000 € je Anwesen festgesetzt. Eine Doppelförderung (z. B. staatliche Förderpro-
gramme) ist möglich.

(2) Maßnahmen mit Gesamtkosten unter 10.000 € werden nicht gefördert (sog. Bagatell-
grenze).

(3) Sollten im Rahmen einer Fördermaßnahme nicht die vollen Fördermittel in Höhe von
10.000 € ausgeschöpft werden, so kann für das betreffende Grundstück auch noch für spä-
tere förderfähige Maßnahmen ein weiterer Zuschussantrag gestellt werden, um den För-
derrahmen von 10.000,- € auszuschöpfen, spätestens jedoch innerhalb von 3 Jahren Dies
kann für ein Grundstück solange wiederholt werden, bis der Förderrahmen von 10.000 €

ausgeschöpft ist.

2



(4)

(1)
(2)

(3)

(4)

(5)

(1)

(2)

Ein Rechtsanspruch auf Förderung nach diesem Förderprogramm besteht nicht.

85
Verfahren, allgemeine Grundsätze

Die Anträge auf Förderung sind schriftlich bei der Gemeinde Willmars einzureichen.
Werden an einem Objekt (Grundstück bzw. wirtschaftliche Einheit) mehrere Teilmaßnah-
men durchgeführt (zeitlich versetzte Bauabschnitte), so gilt dies als Gesamtmaßnahme.
Der Förderantrag ist vor Beginn der geplanten Investitionsmaßnahme bzw. baulichen Ver-
änderung bei der Gemeinde Willmars zu stellen. Mit der Maßnahme darf erst nach schrift-
licher Bewilligung oder nach schriftlicher Zustimmung zum vorzeitigen Baubeginn durch
die Gemeinde Willmars begonnen werden. Die Einhaltung von baurechtlichen und sonsti-
gen öffentlich-rechtlichen Vorschriften einschließlich der denkmalschutzrechtlichen Ge-
nehmigungen werden durch dieses Förderprogramm nicht ersetzt und sind Voraussetzung
für die Förderung.
Dem Antrag sind insbesondere folgende Unterlagen beizufügen:
1. Antragsformblatt der Gemeinde Willmars
2. Angebote

a) Zwei vergleichbare Angebote pro zu förderndem Gewerk, die als Kostengrundlage
für den Förderrahmen dienen.

b) bei Maßnahmen mit über 50.000,- € förderfähiger Kosten genügt die Vorlage 1 An-
gebots, jedoch sind hierzu zwingend zwei nachweisbare schriftliche oder textliche
Absagen pro Gewerk für die Angebotsabfrage beizufügen.

3. Fotos vor Beginn der Maßnahme.

Die Anforderung weiterer Unterlagen oder Angaben bleiben im Einzelfall vorbehalten.

Das Bauamt der Verwaltungsgemeinschaft Ostheim ist berechtigt, im Rahmen einer Orts-
besichtigung die beantragte Fördermaßnahme zu prüfen. Dies gilt auch für die Überprü-
fung, ob mit dem Bau bereits begonnen wurde.

86
Bewilligung

Entspricht der eingereichte Antrag den Fördervoraussetzungen nach $ 3, wird die Ge-
meinde Willmars die Förderung bewilligen. Die Bewilligung erfolgt immer unter dem Vor-
behalt, dass ausreichend Fördermittel im Haushalt zur Verfügung stehen. Es handelt sich
um freiwillige Leistungen der Gemeinde Willmars.
Gegebenenfalls kann die vorzeitige Baufreigabe erfolgen und die Bewilligung im nächsten
Haushaltsjahr erteilt werden.
Nach Abschluss der Maßnahme ist vom Antragsteller ein Verwendungsnachweis einzu-
reichen. Im Rahmen des Verwendungsnachweises muss der Antragssteller eine Kostenauf-
stellung sowie die Rechnungen und Zahlungsbelege für die förderfähigen Gewerke vorle-

3



gen. Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt nach Prüfung des vorgelegten Verwendungs-
nachweises und der Nachweis darüber, dass das geförderte Objekt bezogen wurde (An-
meldung beim Einwohnermeldeamt mit Erstwohnsitz), alternativ belegbare ernsthafte An-
strengungen zur Vermietung. Wird der Verwendungsnachweis nicht innerhalb von 3 Jah-
ren nach der Bewilligung gestellt, verfällt der bewilligte Zuschuss.

(3) Die Gemeinde Willmars behält sich eine Rücknahme der Förderung vor, wenn die Ausfüh-
rung nicht oder teilweise nicht der Bewilligungsgrundlage entspricht.
Förderungen können ebenfalls zurückgefordert werden, wenn das Gebäude länger als
zwei Jahre unbewohnt bleibt.

(4) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nur dann, wenn ein entsprechender Bewvilli-

gungsbescheid erteilt worden ist. Unabhängig davon stehen alle Förderungen grundsätz-
lich unter einem Finanzierungsvorbehalt; d.h. eine Förderung wird bei grundsätzlicher An-
erkennung nur dann und insoweit auch tatsächlich gewährt, als im jeweiligen Haushalts-

jahr entsprechende Mittel für diesen Zweck zur Verfügung stehen.

87
Sonstiges

(1) Die Gemeinde Willmars behält sich die Änderung der Richtlinien vor. Sie ist berechtigt, den
Fördersatz und das Fördervolumen zu ändern, wenn die Haushalts- und Finanzlage dies
erfordern.

(2) Der Verkauf von Objekten, die auf der Grundlage dieser Richtlinie gefördert worden sind,
ist innerhalb des Zeitraumes von 10 Jahren nach (Wieder-) Einzug der Gemeinde Willmars
anzuzeigen, damit Maßnahmen gemäß $ 2 Absatz 7 in die Wege geleitet werden können.

(3) Alle Förderungen erfolgen unter der Bedingung, dass die speziellen und sonstigen jeweils
einschlägigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften wie Baurecht. Gewerberecht, Denkmal-
schutzrecht, usw. eingehalten werden. Bei einem Verstoß hiergegen ist ein generelles
Rückforderungsrecht des Zuwendungsgebers gegeben.

(4) Anträge auf Förderung ersetzen nicht die nach anderen Rechtsvorschriften zu stellenden
Anträge. Die Bewilligung der Förderung ersetzt nicht die nach anderen Vorschriften erfor-
derliche Genehmigung, Bewilligung oder Zustimmung.

58
Inkrafttreten und Geltungsdauer

Dieses Förderprogramm tritt zum 17.10.2022 in Kraft.

Willmars, den 17.10.2022
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Verfahren Rödles 4 (Waldflurbereinigung)

B E K A N N T M A C H U N G und  E I N L A D U N G

Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft Rödles 4 (Waldflurbereinigung) veranstaltet 
eine

öffentliche Teilnehmerversammlung
Tagesordnung:

1. Verfahrensstand, weiterer Verfahrensablauf:

- Wegebau 

- Abmarkung und Vermessung des Wege- und Gewässernetzes

2. Stand der Wertermittlung: Boden und Bestand

- Einschlagstopp

3. Aufkauf von Flächen durch die Teilnehmergemeinschaft

4.   Allgemeine Aussprache

Die Versammlung findet statt am

Donnerstag, den 10. November 2022, um 19:00 Uhr,
in Bastheim, in der „Besengauscheuer“ (Geckenauer Straße 6)

Zu dieser Versammlung werden alle Teilnehmer herzlich eingeladen. Gäste sind 
willkommen.

Hinweis: die zum Zeitpunkt der Versammlung geltenden CORONA – Bestimmungen sind 
einzuhalten.

Würzburg, den 20.10.2022

Der Vorsitzende des Vorstandes
der Teilnehmergemeinschaft

Joachim Mair, Baudirektor


